
VERWALTUNGSGERICHT MINDEN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

7K2817/06.A

In dem Verwaltungsrechtsstreit

des

Prozessbevollmächtigte:

Klägers,

g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Innern,
dieses vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, - Referat
431 Dortmund -, Huckarderstraße 91, 44147 Dortmund, Gz.: 5220821-458,

Beklagte,

wegen Asylrechts

hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Minden

auf die mündliche Verhandlung vom 22.03.2007



durch

den Richter am Verwaltungsgericht K a i s e r als Einzelrichter

für Recht erkannt:

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens, für das Gerichtskosten nicht er-
hoben werden.

T a t b e s t a n d :

Der Kläger ist nepalesischer Staatsangehöriger. Er reiste

am 10.11.2004 in die Bundesrepublik Deutschland und beantragte seine Anerken-

nung als Asylberechtigter.

Das nach der Einreise durchgeführte erste Asylverfahren wurde mit Urteil des Ver-

waltungsgerichts Minden vom 11.05.2006 - 7 K 924/05.A - rechtskräftig negativ ab-

geschlossen. In diesem Asylverfahren hatte der Kläger vorgetragen, er sei von der

Armee bedrängt und verfolgt worden, weil er die Maobadi unterstützt habe.

Am 24.07.2006 beantragte der Kläger die Durchführung eines weiteren Asylverfah-

rens.

Zur Begründung legte er eine Vorladung der Polizei in Syangja vor, wonach er in ei-

ner geheimen Sache befragt werden sollte. Falls er nicht erscheine, werde man ihn

gemäß dem Gesetz zum Terrorismus festnehmen und dementsprechend verfahren.

Des Weiteren legte er eine Bescheinigung des Ministeriums für lokale Entwicklung in

Syangja vor, wonach ihm bescheinigt wurde, dass er wegen Spendenverweigerung

an die Maobadi mit dem Tod bedroht worden sei. Dazu trug der Kläger vor, dass

diese Beweismittel eine günstigere Entscheidung im Erstverfahren herbeigeführt

hätten, denn sie belegten deutlich, dass er im Falle seiner Rückkehr nach Nepal mit

dem Tode bedroht sei.



Mit Bescheid vom 18.08.2006 lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

den Antrag auf Durchführung eines weiteren Asylverfahrens sowie die Abänderung

des Bescheides im Erstverfahren bezüglich der Feststellung zu § 60 Abs. 2 bis 7

AufenthG ab.

Zur Begründung wurde ausgeführt, dass es sich bei den vorgelegten Bescheinigun-

gen mit hoher Wahrscheinlichkeit um Fälschungen oder Gefäliigkeitsbescheinigun-

gen handele.

Der Kläger hat daraufhin am 01.09.2006 Klage erhoben.

In der mündlichen Verhandlung hat der Kläger auf Befragen ausgeführt, dass er nach

einer Rückkehr nach Nepal weiter von der Armee verfolgt werde. Er habe den ihm

vorliegenden Zeitungen und Zeitschriften entnommen, dass in Nepal weiterhin kein

Frieden herrsche. In den Nachrichten , die er hier erhalte, stammten, soweit sie von

ruhigeren Zeiten berichteten, fast alle nur aus Kathmandu. Auf dem Lade könnten die

Maobadi nun wirklich machen, was sie wollten, weil sie dort niemand mehr stoppe.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides des Bundesamtes für Migration

und Flüchtlinge vom 18.08.2006 zu verpflichten, ihn als Asylberechtigten an-

zuerkennen sowie festzustellen, dass Abschiebungshindernisse gem. § 60

AufenthG vorliegen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug genom-

men auf den Inhalt der Gerichtsakte, der beigezogenen Verwaltungsvorgänge der

Beklagten sowie den Inhalt der Lageakte des Gerichts zur Lage in Nepal, die Ge-

genstand der mündlichen Verhandlung waren.



E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Klage ist zulässig, aber nicht begründet.

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Durchführung eines weiteren Asyl Verfahrens.

Die Voraussetzungen des § 71 AsylVfG iVm § 51 Abs. 2 bis 3 VwVfG liegen nicht

vor. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird dabei zunächst Bezug genommen auf

die zutreffenden Darstellungen und Gründe des angefochtenen Bescheides, deren

Begründung das erkennende Gericht nach Überprüfung teilt.

Ergänzend wird auf Folgendes hingewiesen:

Nach allen vorliegenden Informationen aus den letzten Monaten spricht alles dafür,

dass die langjährige Gegnerschaft der Maobadi zur nepalesischen Regierung nicht

weiter besteht, sodass von daher eine konkrete Verfolgungsgefahr für den Kläger

nicht zu erkennen ist. Nach der in der mündlichen Verhandlung eingeführten Aus-

künfte des Auswärtigen Amtes vom 12. März 2007 an das Verwaltungsgericht Min-

den wird die maoistische Partei nicht mehr als terroristische Organisation eingestuft.

Sämtliche entsprechenden Anklagepunkte wurden fallengelassen. Mit der Unter-

zeichnung des Friedensabkommens vom 21.11.2006 wurde ein neues Kapitel der

Geschichte Nepals aufgeschlagen. Altes werde von der Regierung nicht wieder auf-

gerollt. Mitglieder der maoistischen Partei und ehemalige Maoisten seien nicht Ziel

staatlicher Verfolgung. Im Auswärtigen Amt seien bisher auch keine Fälle bekannt, in

denen ehemalige Mitglieder der Maobadi besonderen Übergriffen durch die Maobadi

ausgesetzt gewesen seien.

Vielmehr seien 83 Vertreter der ehemaligen maoistischen Rebellen als Mitglieder des

Parlaments vereidigt worden.

So BBC-News, Bericht vom 15.01.2007 „ Nepalis maoists enter parliament" in:

Asylmagazin 1 -2/2007

Aus diesen Informationen, an denen zu zweifeln das Gericht weder dem Inhalt nach

noch hinsichtlich der Informationsbeschaffung Anlass sieht, ergibt sich, dass der Klä-

ger nach wie vor bei einer Rückkehr nach Nepal nicht mit einer asylrechtlich rele-



vanten Verfolgung zu rechnen hat. Insofern kann dahingestellt bleiben, ob die von

ihm zur Glaubhaftmachung seines Vortrags vorgelegten Urkunden tatsächlich echt

sind. Denn sie belegen eine politische Verfolgung jedenfalls derzeit nicht mehr.

Da des Weiteren auch keinerlei Anzeichen dafür vorliegen, dass die Abschiebungs-

hindernisse der Absätze 2 und 7 des § 60 AufenthG eingreifen könnten - Hinweise

hierauf sind auch von dem Kläger nicht vorgetragen worden - erweist sich der ange-

fochtene Bescheid auch insoweit als rechtmäßig und die Klage ist auch in dieser

Hinsicht unbegründet.

Die Kostenentscheidung folgt aus den §§ 154 Abs. 1 VwGO, 83 b AsylVfG.

Rechtsmittelbelehrung:

Binnen zwei Wochen nach Zustellung dieses Urteils kann bei dem Verwaltungsge-
richt Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden)
schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elek-
tronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im
Lande Nordrhein-Westfalen - ERWO VG/FG - vom 23.11.2005 (GV. NRW. S. 926)
beantragt werden, dass das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-West-
falen in Münster die Berufung zulässt. Der Antrag muss das angefochtene Urteil be-
zeichnen und die Zulassungsgründe im Sinne des § 78 Abs. 3 Asylverfahrensgesetz
darlegen.

Der Antrag ist durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen
Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richter-
amt als Bevollmächtigten zu stellen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts
und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum
Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst vertreten lassen.

Kaiser


